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Nr. 248. Halle, Freitag den 25. Oktober 1918. 2. Jahrgang.

Wilſons neueſte Antwort.
Haag, 24. Oktober.

Hollandſch Nieuws Bureau meldet aus Waſhington:
Das Auswärtige Amt in Waſhington hat folgendes ver-

öffentlicht:
Vom Staatsſekretär an den Geſchäftsträger der Schweiz, der

mit der Wahrnehmung der deutſchen Jntereſſen in den Vereinigten
Staaten beauftragt iſt.

Auswärtiges Amt, 23. Oktober 1918.
Mein Herr! Unter Berückſichtigung der Mitteilung der deut-

ſchen Regierung vom 20. Oktober, welche Sie übermittelten, beehre
ich mich Sie zu benachrichtigen, daß der Herr Präſident mich be-
auftragt hat, folgendes darauf zu antworten: Nachdem der Präſident
der Vereinigten Staaten die feierliche und deutliche Erklärung der
deutſchen Regierung erhalten hat, daß ſie rückhaltslos die Friedens
bedingungen annehme, die in ſeiner Botſchaft vom 8. Januar 1918
an den Kongreß der Vereinigten Staaten niedergelegt hat, ſowie
die Grundſätze einer Regelung, welche in ſeinen folgenden Bot-
ſchaften bekundet wurden, namentlich in ſeiner Botſchaft vom
27. September, und daß die deutſche Regierung wünſcht, die ein
zuleitenden Schritte betreffend deren Anwendung zu beſprechen,
und daß dieſer Wunſch und dieſes Ziel ſomit nicht von ſeiten der
jenigen kämen, die bisher Deutſchlands Politik diktierten und den
gegenwärtigen Krieg im Namen Deutſchlands führten, ſondern
von ſeiten eines Miniſteriums, das für die Mehrheit des Reichstages
und für eine überwiegende Mehrheit des deutſchen Volkes ſpricht;
nachdem weiter der Präſident gleichfalls das weitere Verſprechen
der deutſchen Regierung erhalten hat, daß die Geſetze der Menſch-
lichkeit und der Ziviliſation der Welt ſowohl zu Waſſer und zu
Land durch die deutſchen Streitkräfte beobachtet werden, emp
findetder Präſident, daß erſichnichtmehr weigern
könne, mit den Regierungen, t denen die Re
giernungder Vereinigten Sta eun verbündet iſt.
der Frage eines Waffenſtil zandes näher zu
treten. Es hält es aber für ſeine Pflicht, neuerdings zu er
klären, daß der einzige Waffenſtillftand, zu dem er ſich berechtigt
fühlen würde, ihn zur Erwägung vorzutragen, nur ein ſolcher ſein
würde, welcher die Vereinigten Staaten und die mit ihnen ver-
bündeten Mächte in einer Lage laſſen würde, um jener Abmachung,
welche getroffen werden müßte, jene Kraft beizumeſſen, die eine
Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten ſeitens
Deutſchlands unmöglich machen würde. Der Präſident hat
folglich ſeine Korreſpondenz den gegenwärtigen Behörden der Re
gierungen, mit denen die Regierung der Vereinigten Staaten als
Mitkriegführende verbunden iſt, übermittelt mit dem Vorſchlage,
daß, falls dieſe Regierungen geneigt ſind, den Frieden zu den an
gedeuteten Bedingungen und Grundſätzen zu bewerkfſtelligen, ihre
militäriſchen Ratgeber und die der Vereinigten Staaten eingeladen
würden, um den gegen Deutſchland aſſoziierten Regierungen die
notwendigen Bedingungen eines Waffenſtillſtandes zu unterbreiten.
der das Jntereſſe der betreffenden Völker vollſtändig wahren
würde, um den verbündeten Regierungen das uneingeſchränkte Recht

zur Sicherung der Einzelheiten des Frieden s, mit

denen die deutſche Regierung ſich einverſtanden erklärt hat, zu ver-
bürgen und durchzuſetzen, vorausgeſetzt, daß ſie einen Waffenſtill-
ſtand für möglich halten. Jhre Annahme durch Deutſch
land wird der beſte konkrete Beweis der unzweideutigen
Annahme der Bedingungen und Grundſätze des Friedens ſeitens
Deutſchlands ſein, woraus die ganze Aktion ſprießt. Der Präſident
fühlt, daß er nicht völlig aufrichtig wäre, wenn er nicht betonen
würde, und zwar in möglichſt klarer Form, warum außer
ordentliche Sicherungen verlängt werden müſſen. So be
deutungsvoll und wichtig die Verfaſſungsänderungen auch zu ſein
ſcheinen, von denen der deutſche Staatsſekretär des Aeußern in
ſeiner Note vom 20. Oktober ſpricht, erſcheint es doch nicht, daß da s
Prinzip einer Regierung, welche dem deutſchen Volke verant
wortlich iſt, jetzt bereits völlig ausgeſprochen worden iſt oder daß
irgendeine Garantie beſteht oder erwogen wird, daß die Abänderung
der Grundſätze oder die Durchführung, über die jetzt teilweiſe eine
Einſtimmigkeit erzielt worden iſt, dauernd ſein wird. Außer-
dem trat nicht klar in Erſcheinung, ob der Kern der gegenwärtigen
Schwierigkeiten getroffen worden iſt. Es iſt mögzlich, daß künftige
Kriege jetzt unter Kontrolle geſtellt worden ſind, aber der gegen-
wärtige Krieg war es nicht, und es handelt ſich doch um den gegen-
wärtigen Krieg, mit dem wir es jetzt zu tun haben. Es iſt klar, daß
das deutſche Volk kein Mittel beſitzt, um zu befehlen, daß die deutſche
Militärbehörde ſich dem Volkswillen zu unterſtellen habe; daß die
Macht des Königs von Preußen, die Politik des Reiches unter Kon
trolle zu halten, noch nicht beſchränkt iſt; daß die entſcheidende
Jnitiative noch immer bei denen liegt, die bis jetzt die Herrſcher von
Deutſchland waren.

Jn dem Gefühl, daß der ganze Weltfrieden jetzt davon ab
hängt, daß klar geſprochen werde und es auch auf aufrechte, gerade
Handlungen ankommt, betrachtet es der re e
ohne irgendeinen Verſuch zu machen, etwas davon zu mildern, was
als ſchroffe Worte erſcheinen könnte, zu ſagen, daß die Nationen
der Welt kein Vertrauen hegen und hegen können zu den
Worten derjenigen, welche bis jetzt die Herren der deut-
ſchen Politik geweſen ſind, und abermals zu betonen, daß
beim Friedensſchluß und bei dem Verſuch, die zahlloſen Beleidi-
gungen und Ungerechtigkeiten dieſes Krieges ungeſchehen zu machen,

die Regierung der Vereinigten Staaten mit keiner anderen
Machtals mitden Vertretern des deutſchen Volkes
ver handeln TIann, welche Sicherheiten für eine wahre ver-
faſſungsmäßige Haltung bieten.

Falls die Regierung der Vereinigten Staaten jetzt verhandeln
muß mit dem militäriſchen Meiſter und mit dem
monarchiſchen Autokraten Deutſchlands, und
falls es wahrſcheinlich iſt, daß ſie ſpäter hinſichtlich der inter
nationalen Verpflichtungen des Deutſchen Reiches mit dieſer zu
verhandeln haben wird, ſo muß ſie nicht Friedensunter-
handlungen, ſondern Uebergabe verlangen. Es kann
nicht dabei unerwähnt bleiben, daß dieſe weſentlichen Dinge aus
geſprochen werden müſſen. Genehmigen Sie den Ausdruck meiner
beſonderen Hochachtung. Robert Lanſing.

Die Rehabilitation L'ebknechts.
Durch die Amneſtie iſt Liebknecht wieder in ſeine bürgerlichen

Ehrenrechte eingeſetzt worden, d. h. er kann wieder als Rechtsanwalt
tätig ſein und auch wieder als Abgeordneter gewählt werden. Nun
ſagte der Abg. Ledebour in ſeiner Rede am 24. Oktober im Reichstage,
es ſei ſelbſtverſtändliche Anſtandspflicht der Regierungsſozialiſten, daß
der Abgeordnete Stahl, der für Liebknecht in Potsdam-Spandau ge-
wählt ſei, ſein Mandat niederlege, wie es ſchon Mehring mit ſeinem
Landiagsmandat getan habe, und daß die Wähler von PotsdamSpan-
dau zu entſcheiden hätten, ob Liebknecht oder Stahl Vertreter des Wahl-
kreiſes ſein ſollte. Auf dieſe Frage Ledebours iſt zu antworten: Daß
Mehring ſein Mandat niederlegte, iſt eine ſelbſtverſtändliche Pflicht,
denn bei der Nachwahl für Liebknecht iſt Mehring als Liebknechts
Stellvertreier gewählt worden. Liedknechts Wähler haben dſich für
Liebknechts Parteigenoſſen Mehring entſchieden. Mehring iſt im voll
ſten Sinne des Wortes Skellvertreter Liebknechts. Alſo mußte Meh-
ring ſein Mandat niederlegen und Liebknecht Platz machen.

Enlgegengeſeßt liegen die Dinge bei Stahl. Bei der Reichslags-
erſatzwahl für Liebknecht haben ſich die Wähler des Wahlkreiſes Pois
dam Spandau gegen Liebknechis Rachfolger, Mehring, entſchieden.
Es wurden rund 5000 Stimmen für Liebknechts Parteigenoſſe Meh-
ring' und rund 15 000 Stimmen für den Gegner Liebknechts, für den
Genoſſen Stahl, abgegel n. Damit haben die Wähler ſich klar und
deutlich gegen Liebknecht und für die alte Partei entſchieden. Und
deshalb iſt es Unſinn, zu verlangen, daß Stahl ſein Mandat niederlegen
ſolle. Dies würde gegen den. klaren Willen der Wähler verſtoßen.
Von dieſem Geſichtspunkte muß die Frage betrachtet werden, dann
fällt die agitatoriſche Mache der Unabhängigen in ſich zuſammen.

Die Anabhängigen in Oppoſition
gegen Ledebour.

Aus Berlin wird, uns geſchrieben: mh, e dem
Reichstag 24. Oktober erhob ſich, als der Abg.a r n r rgegen n Stychel 7h r Stand der Bevslkerung, ſon
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dern der vor 150 Jahren maßgebend ſein ſollte (d. h., daß jetzt rein
deutſche Landesieile dem neu zu gründenden polniſchen Staate einver-
leibt werden ſollen), bei ſeinen unabhängigen Parteigenoſſen Geyer,
Vogtherr uſw. ſcharfe Oppoſilion. Als Ledebour ſagte, ſo wie er jeder-
zeit gegen jede Vergewaltigung von fremdſprechenden Landesteilen,
ganz gleich, in welchem Lande ſie aufgetreten ſei ſo bekämpfe er in der
ſchärfſten Weiſe jede Vergewaltigung deutſchſprechender Bevölkerungs-
teile. Er, Ledebour, als internationaler und deutſcher Sozioliſt, halte
das für ſeine Pflicht. Dieſe abſolut richtigen Sätze paßten ober den Un-
abhängigen Geyer, Vogtherr, Jäckel nicht, ſie machten fortgeſetzt
Zwiſchenrufe und ſtörten ihren Redner. Der Abg. Jäckel rief da-
zwiſchen: „Ledebour ſpricht perſönlich, nicht für die unabhängige Frak-
tion.“ Dieſe Szene rief allgemeine Heiterkeit hervor. Es zeigt aber
deutlich, daß, wenn jemand einmal konſequent ſozialiſtiſche Forderungen
vertritt, die „radikalen“ Mitglieder dieſer Fraktion, Geyer Co., aus
dem Häuschen geraten und Oppoſition machen. Ein neuer Beweis da-
für, daß ihr Hyperradikalismus es nicht zuläßt, daß ein Sozialiſt deutſch
fühlen darf. Dieſe Leute kennen eben den Begriff „Vaterland“ nicht.

Ein Teil der Unabhängigen ſteht demnach auf dem Standpunkt
des Polen Stychel, daß deultſchſprechende Bevölkerungsleile Deutſch
lands an das neu zu gründende Polen ausgeliefert werden ſollen.

Das beleuchtet bengaliſch die unabhängige Politik.

Die Wahrheitsliebe der Anab-
hängigen.

Die unabhängige Preſſe kann ſich nicht genug tun darin,
die Politik der Regierungsſozialiſten zu verdächtigen. Das
Halleſche Volksblatt bringt es ſogar fertig, unſere Friedens
liebe anzuzweifeln- und die ſozialdemokratiſche Mehrheit
ſchlechthin für die zweifelhafte Friedenspolitik der früheren
Regierungen mit verantwortlich zu machen. Das Volksblatt
teilt ſeinen Leſern mit, daß der jetzige Friedensſchritt der
deutſchen Regierung nicht von der Volksregierung unter-
nommen worden ſei, ſondern von der Regierung Hertling ein
geleitet und von der neuen Regierung durchgeführt wurde,
daß alſo im Grunde den Mehrheitsſozialiſten kein Verdienſt
zukomme an dem neuen Friedensſchritte. Das iſt richtig bis

auf das, was verſchwiegen wird, nämlich, daß die So-
zialdemokratie dieſes Verdienſt gar nicht für ſich in An ruch
genommen hat, ſie hat vielmehr keinen Zweifel darüber ge-
laſſen, daß die oberſte Heeresleitung die direkte Veranlaſſung
für den Friedensſchritt geweſen iſt und dieſe ſich zu dieſem
Schritte genötigt ſah aus Rückſicht der Lage an der Front,
Das iſt auch in dieſen Blättern wiederholt feſtgeſtellt worden.
Hinzugefügt mag dem aber noch werden, daß natürlich die
Sozialdemokraten nur in die Regierung eingetreten ſind
unter der Bedingung, daß bei rſter Glegenheit, ſobald die
Front ſich wieder befeſtigt hat, ein ernſter Friedensſchritt der
neuen Volksregierung unternommen werde. Dieſe Forde-
rung wurde hinfällig durch den von der Heeresleitung ver
langten dringenden Schritt.

Weiter macht das Volksblatt durch Verdrehung der Tat-
ſachen ſeinen Leſern vor, die Sozialdemokratie habe alle die
fragwürdigen Friedensſchritte der früheren Regierungen gut
geheißen und ſei deshalb für dieſe Politik mit verantwort-
lich. Das Volksblatt leiſtet ſich zum Schluſſe den Witz, daß
vor den Staatsgerichtshof, den die bayriſchen Sozialdemo
kraten zur Aburteilung derjenigen verlangt haben, die an
der Kriegsverlängrung ſchuld ſind, auch die Parteien zu
zitieren ſeien, die die heutige Regierung gebildet haben, und
zwar Bürgerliche wie Regierungsſozialiſten. Es hieße das
Volfsblatt wirklich ernſt nehmen, wollten wir uns auf dieſen
Unſinn näher einlaſſen. Mit ſolchem Zeuge mag das Volks-
blatt nur weiter ſeine Leſer „geſcheit“ machen.

Preußiſches Herrenhaus.

ur Beratung ſteht der Geſetzentwurf über die Aenderung der

Verfaſſungsurkunde (Wahlrecht).
Den Bericht des Ausſchuſſes erſtattet Oberbürgermeiſter Koch

Caſſel, der darauf hinwies, daß das Herrenhaus gute und ſchnelle Ar
beit gemacht habe. Die Notwendigkeit der Aenderung des Wahlrechts
werde allgemein anerkannt, nur über das Ausmaß war man verſchie-
dener Meinung. Von einem Berufsparlament verſprach ſich der Aus
ſchuß nichts; im preußiſchen Volk ſoll in Zukunft jeder Wähler ſeine
Stimme haben. Preußen und ſein Volk werden auch unter dem neuen
Wahlrecht weiterleben. (Beifall.)

Graf Behr-Behrenhof erklärt namens der alten konſewativen
Fraktion: Wir ſind nie der Fortentwicklung unſerer politiſchen Verhält
niſſe in den Weg getreten und ſind bereit geweſen, auch ſchwere Opfer
zu bringen um des Vaterlandes willen. Aber wir konnten über eine
gewiſſe Grenze nicht hinweggehen. Die Entwicklung im Reiche zeigt,
daß der Parlamentarismus nicht vereinbar iſt mit einem ſtarken König-
tum; nur dieſes kann allen Schichten des Volkes gleichen Schutz und
gleiche Fürſorge gewähren. Preußen, welches das Reich geſchaffen hat,
muß zu einer Reichsprovinz herabſinken. Schwer bedroht iſt das große
Werk unſerer Könige und in der Oſtmark. Die Sicherungen bedeuten
keinen ausreichenden Schutz gegen die Radikaliſierung. Die Regierunhat erklärt, das mit Ausſchluß der Konſervativen geſchaffene en

mit allen ihren Machtmitteln durchzuſetzen. Wir ſind der Anſicht, da
die angedrohten Maßnahmen dem Geiſt der Verfaſſung widerſprechen.
Für die'e Zwangslage trägt die Regierung allein die Verantwortu
Wir enthalten uns der Stimme, wollen aber auch fernerhin zum Wohle
des Staates mitarbeiten.

Herzog v. Trachenberg: Die neue Fraktion ſtimmt den Ausſchuß-
beſchlüſſen und den Abänderungsanträgen zu. Der Wahlrechtsſtreit iſt
beendet. Wir hoffen, daß unſer heutiger Beſchluß dem Volke die
nötige Ruhe und der inneren Front die nötige Feſtigkeit geben wird.
Das gleiche Wahlrecht iſt eine politiſche Notwendigkeit. Wir löſen
des Königswort ein in dem Vertrauen, daß das Volk, welches mehr
als bisher ſeine Geſchicke ſelbſt zu lenken berufen ſein wird, auch ſeiner
Verantwortung ſich bewußt ſein wird. Das Vaterland über den Par
teien! (Beifall.)

Prinz Schönburg-Waldenburg erklärt im Namen von etwa 20 Mit
gliedern, daß ſie aus der konſervativen Fraktion austreten und unker
Ueberwindung ihrer Bedenken für die Vorlage ſtimmen werden.

Vizepräſident des Stac. miniſteriums Dr. Friedberg: Die Regie
rung iſt nach den heutigen Erklärungen überzeugt, daß der Verabſchie-
dung dieſer Vorlage kein Hindernis im Wege ſteht, ſie bedauert aber,
daß ſich ein erheblicher Teil des Hauſes nicht auf den Boden dieſer Be
ſchlüſſe ſtellen kann. Jch muß die Behauptung zurückweiſen, daß dieſe
ganze Vorlage auf. einen Druck der Majorität des Reichstages hin dur
gebracht worden wäre. Der Ausgangspunkt für dieſes Reformwerk
iſt die Köniol. Botſchaft vom 11. Juli v. J. Außerdem glaube ich, daß
mit einer Polemik gegen die jetzige Reichsregierung dem Lande zur
Zeit nicht gedient iſt.

Graf v. Poſodowſky: Es muß immerhin Erſtaunen erregen, daß
dieſe hochwichtige Vorlage ohne eingehende Beratung hier en bloc an
genommen werden ſoll. Dieſer Verzicht macht mir den Eindruck des
Entſchluſſes einer ſterbenden Verſammlung. Im übrigen hätte ge
wünſcht, daß man verfaſſungsmäßige Sicherungen für die Gemeinden
und Provinziaſverbände geſchaffen und bei den Wahlbezirken die
Fläche berückſichtigt hätte.

Damit ſchließt die allgemeine Beſprechung. Die drei r
entwürfe h en v x r Flomte Rechte enthält
der Stimmabgabe mit ihr a err v. Tirpitz.

Nächſte Sitzung Freitag 12 Uhr: Pelitionen; Berichte; Notwer
ordnung

Schluß gegen 3 Uhr.
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Keichstag.
5. Sitzung. Donnerstag, den 24 Oktober 1918

vormittags 11 Uhr.
Am Bundesratstiſche: v.Wirren Dr. Solf,Die geſtrige Beratung der

Entwürfe zur Abänderung der Reichs
m dbe Ceehes el o erfaſſung

Stellvertretung des Keichskanzlers
wird fortgeſetzt.

Staatsſekretär des Auswärtigen Dr. Solf:
Der Redner des Zentrums hat vorgeſtern unſere Truppen inSchutz genommen gegenüber dem ſchweren Vorwurf, daß e beim

Rückz durch Flandern und Nordfrankreich völkerrechts
widrige unmenſchliche Handlungen ſich hätten zu
ſchulden kommen laſſen. Jch bin in der glücklichen Lage, dem hohen
Hauſe von einem Dokunment Mitteilung zu machen. Jm Einver
nehmen mit dem Generalgouverneur in Brüſſel hat der ſpaniſche
Geſandte im Haag Marquis de Villalobar am 18. Oktober gemein
ſchaftlich mit dem Vertreter der franzöſiſchen Jntereſſen, dem nieder
ländiſchen Geſchäftsträger Herrn van Vollenhoven, dann mit einem
Vertreter des Ernährungsamts in Belgien, Bree, die deutſche Front
beſucht. Sie haben anerkannt, daß die deutſchen Militärbehörden
alles in ihrer Macht Stehende getan haben, um ſowohl das Los der
Flächtigen, als auch das Los der Bewohner der Städte, die dem

e her Weh z s r (Hört! hört Sie haben
en feſtgeſte aß die deutſchen Behörd i ii z ſch hörden ſich redlich

der Bevölkerung vor Plünderung Schutz zu gewähren,
(Hört! Hört ihre Ernährung ſicher zuſtellen und die
Kunſtſchätze zu reiten. Zwangsweiſe entfernt ſind lediglich Perſonen
im militärpflichtigen Alter, aber auch hierbei wurden Ausnahmen

emacht für Aerzte, Geiſtliche, Feuerwehrleute, Schutzleute und
Perſonen, die für die Ernährung des Landes durchaus not

wendig ſind und in dieſem Sinne tätig waren.
Jch wende mich nun zu den Ausführungen der

Redner der Oppoſition. Die Regierung iſt geſtern von
verſchiedenen Seiten gefragt worden, ob ſie die Grundſätze
des Präſidenten Wilſon ehrlich durchzuführen
beabſichtige. Die Regierung weiſt jeden Zweifel an dieſer Abſicht
auf das entſchiedenſte zurück. (Bravo!)

ElſaßLothringen und Polen
anbetrifft, ſo iſt ohne weiteres klar, daß wir, da dieſe Landesteile
unter den 14 Punkten des Wilſonſchen Programms ausdrücklich
tufgeführt ſind, mit der Regelung beider Fragen durch
die Friedensver handlungen einverſtanden ſind. Ueber
haupt werden wir, nachdem wir das Wilſonſche Programm als die
Grundlage des Geſamtfriedenswerkes angenommen haben, das
er nach allen Richtungen hin und in allenPunkten loyal und im Sinne voller Gerechtigkeit und Billigkeit
erfüllen. (Lebhafter Beifall.) Wenn aber der Herr Abg. Hanſſen
behauptet, daß wegen der nordſchleswigſchen Frage aus
dem Prager Frieden noch heute ein poſitiver Rechtsanſpruch be
u auf eine Volksabſtimmung, ſo muß die Regierung dieſe
Rechtsausführungen als irrtümlich ablehnen. (Abg. Ledebour:
Rein formale Auffaſſung!)

Der Herr Abg. Ricklin hat dann ein recht herbes Urteil gefällt
über die in ElſaßLothringen eingeleitete R r
der Dinge. Die Regierung wird ſich durch dieſe Kritik nicht ab
halten laſſen, den für gut und richtig erkannten Weg weiter
fort z u 27 e iten. (Bravol) Dem elſaß-lozhringiſchen Volke
foll dadurch das Recht werden, die Aelegenheit des Landes nach
ſeinem Willen zu regeln.

Der Redner der polniſchen Fraktion hat es unkernommen, aus
dem Punkte 13 des Wilſonſchen Programms weitgehende An-
ſprüche für den künftigen polniſchen Staat zu begründen. Wenn
der Redner der polniſchen t erraten ließ, daß er z. B.Danzig, eine Stadt mit 2 bis 3 Proz. polniſcher Bevölkerung für das
zukünftige Polen beanſprucht, ſo fetzt er ſich in ſchreiendem
Gegenſatz zu den Grundſätzen des Präſidenten Wilſon. (Leb-
hafte Zuſtimmung.) Eine derartige Auslegung des Satzes von dem
freien geſicherten und zuverläſſigen Zugang zur See nicht im
Sinne einer internationalen Vereinbarung, ſondern im Sinne
einer territorialen Eroberung volksfremden Landes wider-
ſpricht dem von Präſident Wilſon verkündeten Recht der Selbſt
beſtimmung der Völker. (Sehr wahrl) Glauben Sie mir, meine
Herren, die deutſche Regierung wird bei der Verhandlung dieſer
ſchwierigen Fragen ſich mit aller Entſchiedenheit jeder Verge-
waltigung der Polen und jeder Vergewaltigung
der Deutſchen, jeder Löfung widerſetzen, die ein Zuſammen
leben beider benachbarten Völker unmöglich machen und zu neuem
Haß, neuem Hader und neuen Konflikten führen müſſen. (Bravol)
Wenn nun der polniſche Redner auch Erſatzanſprüche aus den
Kriegsjabren herleitete und in ſchärfſter Form Kritik geübt hat an
gewiſſen Maßnahmen der preußiſchen Verwaltung, ſo brauche ich
wohl nur daran zu erinnern, was in dieſem Kriege das deutſche
Volk und

das deutſche Heer mit Gut und Blut

getan hat, bis es überhaupt möglich wurde, auf die Plattform zu
treten, auf der die Freiheit von Polen jetzt geſchaffen werden ſoll.
(Stürmiſcher Beifall.) (Abg. Korfanty: Geraubt und ge
plündert haben ſiel) (Großer Lärm rechts. Präſident

hrenbach ruft den Abg. Korfanty zur Ord nung. Verſchiedeneher rdnete der deutſchen Reformpartei, Abg. Werner-Gießen u. a.

ſtürmen z dem Polen hin und geraten mit ihm in heftigſten
Dis put. Abg. Graf Poſadowsky ruft dem Polen zu: Wir ſind
hier nicht im polniſchen Reich stag.) Staatsſekretär Dr.
Solf fortfahrend: Es wird mir von politiſcher Seite ſchwer gemacht,
das demokratiſche Deutſchla ad deſſen hiſtoriſche Stellung zur
polniſchen auch den Herren von der polniſchen Fraktion be-
kannt iſt, hat den ernſten ehrlichen Willen, mit dem
polniſchen Volke in einem dauernd friedlichen
und freundnachbarlichen Verbältnis zu leben.
Dieſes Ziel liegt zweifellos auch im Intereſſe des polniſchen Volkes.
Dieſes Ziel iſt aber nur zu erreichen, wenn es ehrlich von beiden
Seiten angeſtrebt wird. (Stürmiſcher Beifall.)

Scheüch,

Kriegsminiſter v. Scheüch:
Nachdem S. M. der Kaiſer und König mich zum Kriegsminiſter

ernannt hat, habe ich heute zum erſtenmal die Ehre, in dieſer Eigen
ſchaft vor dieſem hohen Hauſe zu ſprechen, in kiefernſten,
ſchweren Tagen, aber nicht in verzweifelten Tagen. Das
der iſt nicht geſchlagen, die Heimat iſt nicht zuſammengebrochen.
Geifall.) Die mir unterſtellte Verwaltung bittet um Jhr Ver
trauen, ſie verdient es. Wo auch ſonſt Kritik geübt wird, geſchehe
es mit dem Maße, die die Achtung vor den Leiſtungen unſerer
Führer an der Front und die Rückſicht auf die große Verant-
wortung unſerer Kommandoſtelken daheim gebietet. Bei
fall Ziehen Sie gegen mich los. Jch will Jhnen gern Rede
und Ankwort ſte Aber richten Sie nicht Angriffe gegen Männer,
die ſie nach Form und Keitſäuften

als verbitternd
nden müſſen. (Sehr richtig! rechts.) Die Kritik, die hier

wird, ſoll doch wohl den Zweck verfolgen, das gegenſeitige
s zwiſchen den Anſchauungen des Reichstags und den

ungen bei den Behörden zu erhöhen und dieſe beiderſeitigen
ungen einander näher zu bringen: ein Ziel, des Mühens

weiß aber nicht, ob dieſes Mühen gefördert
wird, wenn der Führer einer großen und an Einfluß reichen

ſtellvertretende kommandierende Generäle mit tobſüchtigen
hen vergieicht. (Unruhe links, Sehr richtigl rechts.)

Es iſt behauptet worden, 1936 ſeien die Munitions-

zjdeſtellungen vermindert
falſch. Der
Graugußgeſchoß als Au

worden. Dieſe Behauptung iſt
aibeſtand folgender: im Herbſt 1914 wurde das

Ife eingeführt. Dieſe Aushilfe mußte
aufhören, als die Herſtellung der Stahl- und Stahlguß
geſchoſſe zahlenmäßig auf Höhe war. Das war 10916 der
Fall. Die Geſamtmunitionsherſtellung iſt in ſtetem Auf
ſtieg geweſen. Der Munitionsnachſchub iſt dauernd ungeſchwä
und entſpricht trotz hohen Munitionsverbrauches und trotz Mun
tionsverluſte in vollſtem Umfange den Erforderniſſen der Krieg-
führung. (Beifall.) Wir hatten ſchon vor dem Panjer-
wagen aber ſie erfüllten die Anforderungen nicht. Erſt die
amerikaniſche Seinen der endloſen Raupenkeiten
brachte die Löfung. 1916 erſchienen der erſten Tanks an der
engliſchen Front an der Somme. Sofort ſetzten dann die Vor
arbeiten für deutſche Panzerwagen bei uns ein und im Mai 1917
waren die erſten Probewagen fertig. Eine Herſtellung in weitem
Umfange war bei uns nicht möglich, da die Jnduftrie durch das
Hindenburgprogramm voll in Anſpruch genommen war. Dafür
wurde ſofort der Tankabwehr die gebührende Beachtung geſchenkt.
Jch ſchließe mit der Bitte um Vertrauen und um Hilfe. Wir
müſſen jetzt, wenn die Notwendigkeit dazu ſich ergibt, unter Um
ſtänden dem Vernichtungswillen unſerer Feinde den deutſchen
Kampfwillen entgegenſtellen. (Lebhafter wiederholter
vechts. Unruhe und Zurufe links.)

Abg. Noske (Soz.):
Der Kriegsminiſter hat offenbar immer noch nicht erfaßk,

um was es ſich in Deutſchland handelt. n links,
riegsminiſters aus

Wir haben

den geſtrigen Tag als den trübften
bisher erſcheinen ließen. (Sehr richtig! bei der Mehrheit.) Die
Zerſtückelung wird Deutſchland angedroht. Wir verkennen
auch jetzt nicht, daß die Zukunft Deutſchlands und damit der deut
ſchen Arbeiterklaſſe auf das höchſte bedroht erſcheint. Das
Haus brennt und der Abg. Haaſe hat Oel ins Feuer geſchüttet.
Meine Fraktion will, daß das Dach erhalten bleibt. Jch teile die
Auffaſſung Haaſes, daß große Teile der Wirtſchaft für die So-
zialiſierung reif ſind. Deshalb wollen wir ſie aber nicht
erſt durch den Bürgerkrieg zugrunde richten. Vielmehr wird die
Kraft der Arbeiterklaſſe, die ſtarken Zuzug aus den Kreiſen der
Angeſtellten und des Mittelſtandes erhalten wird, ſehr bald dieſe
Sozialiſierung im organ ſchen Aufbau vollziehen. Her
Haaſe will, daß die Proletarier allein zu beſtmmen haben. Auch
ich wünſche, daß möglichſt eine ſolche Mehrheit da iſt. Dieſem Ziel
kommt man aber nicht näher, wenn man die Proletarier gegen-
einander führt. (Sehr richtig! b. d. Soz.)

Aus allen Kreiſen der Bevölkerung haben Berufene und Unbe-
rufene das Volk zu Mut und Standdaftigkeit gemahnt. Soweit ich
die Bevölkerung kenne, erſcheint mir ſolches Geſchrei auch jetzt

nicht erforderlich. Die hdie jetzt zur Beratung ſtehen, bedeuten nicht einen Abſch uß,
ſondern den Beginn einer Reformperiode. Wir Sozialdemo-
kraten werden die jetzt begonnene Notſtandsaklion raſch zur Sr-
ledigung zu bringen helfen.

Wenn ein Verſtändigungsfriede, d. h. ein Friede des Rechts
zuſtande kommen ſoll, dürfen

nicht Deutſche vom deutſchen Vaterlande losgeriſſen
und Fremden angegliedert werden. Das Selbſtbeſtimmungsrecht
muß ſelbſtverſtändlich loyal allen fremdſprachigen Teilen gewährt
werden. Daß Männer, die innerhalb Deutſchlands geboren ſind,
von Deutſchland fortſtreben, empfinde ich mit Schmer z. Aber
Deutſchland iſt weder den Polen noch den Dänen noch den lſäſſern
ſeeliſch näher gekommen. Das rächt 4 et (Zurufe
rechts.) Die Konſervativen ſind die letzten, die ſi rüber wun-
dern dürfen, denn ihre Gewaltpolitik hat es verſchuldet. (Sehr
wahr! links.) Herr Stychel hat geſtern herbe Kritik an dem Un
recht gegen die Polen geübt. Jetzt ſoll Polen auferſtehen, und ich
verſtehe das Jubeln der Polen. Herr Sthchel legt aber das Selbſt
beſtimmungsrecht der Völker ſo aus, daß er Anſpruch auf deutſche
Gebiete erhebt. Folgt man ſeinen Argumenten, ſo gehört Ame-
rika den Jnadianern und Herr Wilſon muß aus dem Weißen
Hauſe abziehen.

Auch jetzt noch betone ich, daß die Anne ion der d eut
ſchen Kolonien durch die Entente unvereinbar wäre mit einem
Rechtsfrieden. Deutſchland muß zur Erſchließung der Weltteile
ſeiner kulturellen Leiſtungsfähigkeit entſprechend einen Anteil
erhalten. Die Zertrümmerung Oeſterreichs wird zur Tatfache.
Mit großem Anteil verfolgen wir die Bewegung der Deut-
ſchen in Oeſterreich. Wir hoffen und wünſchen, daß es ihnen
möglich ſein wird, ihr Deutſchtum zu erhalten. Nur für die Völker
Europas ſcheinen manche Politiker der gegneriſchen Länder den
Grundſatz vom Selbſtbeſtimungsrecht durchführen zu wollen. Aber
England und Frankreich werden die Nachwirkung der Formel von
der Freiheit der Nationen auch in Algier, Marokko, Aegypten,
Jndien, Jrland zu ſpüren bekommen. Jn einem Gedicht in
einer alldeutſchen Zeitung wird von dem deutſchen Volk
als einem Lumpenvolk von ſchlechteſten Geſellen geſprochen,
von einem Volk, das nicht mehr zu ſterben weiß fürs eigene Vater
land. Das iſt eine Schamloſigkeit, über die man ſich kaum
mehr entrüſten kann. Das deutſche Volk braucht ſich wahrlich nicht
zu ſchämen. Es hat ſich länger als vier Jahre gegen eine unge
heure Ueserzahl zu behaupten vermocht, auf allen Schlachtfeldern
und auf allen Meeren hat der deutſche Soldat und der deutſche
Matroſe ſich tapfer geſchlagen. Wenn deutſche Tapferkeit nicht zum
Siege führte, ſo deshalb, weil das Kräfteverhältnis zu
ungleich war; nach den gläagzendſten Waffenerfolgen erſtanden
immer wieder neue Gegner. Spätere Geſchlechter werden nicht be
greifen können, daß Deutſchland überhaupt ſo lange
widerſtehen konnte. Daß immer neue Feinde erſtanden
ſind, war nicht die Schuld der Maſſen oder doch nur inſofern, als
die Maſſen ſich

die faſche Politik der Herrſchenden
gefallen ließen. Nun heißt es, die Fehler wieder gut zu machen.
Haaſe wirft unt vor wir hätten ihn angeégriffen, als er für den
Verſtändigungsfrieden amtrat. Nein, wir haben ihn angegriffen,
weil er ſelnen Fraktion die Treue gebrochen hat.
(Zuſtim ber dex Sog. Rufe bei den U. Soz.: Sie ſind treu
los gegen Grundſähe.) Ich habe Haaſe niemals den Glau-
bey an ſeine „biolute Lovalität beſtritten. Ertebend iſt abey dies
Schauſpiel nicht, daß Vertreter deutſcher Arbeiter von dieſer Stelle
aus gegeneinander reden n (Lärmende Zurufe der
u. Soz. Präſident Fehrenbach: Durch das gegenſeitige
Anſchreien wird das Schauſpiel nicht ſchöner

Die früher gemachten Fehler müſſen wieder gut gemacht wer
den. Eine amtliche deutſche Stelle hat erklärt, daß amtliche Stel
len in Polen die Aufrechterhaltung der Beſetzung wünſchen. Das
wird dort entſchieden in Abrede geſtellt. Man laſſe
in den beſetzten Gebieten ſchleunigſt derzokratiſche Volksvertretun
gen bilden und dieſe mögen ſehen, wie ſie fertig werden. Polni-
ſchen Großgrundbeſitzern Dienſte zu leiſten, iſt nicht die Aufgabe
der deutſchen Soldaten. (Zuſtimmung.) Graf Poſadowsky ſprach

tern von Jena, und der Abg. v. Graefe hat in einem Artikel den
riedensſchritt höhniſch den erſten Heldenſchritt genannt, der zu

einem noch ſchlimmeren Jena führen muß als zu dem vor 100
Jahren. Das Volk denkt anders darüber. Wenn auch Regie
rungen zuſammenbrechen, ſo wird ſich das Volk, wie Laſſalle
geſagt hat, doch immer wieder unſterblich wie ein Phönix erheben.Junkerliche und moraliſche Ueberhebungen, politiſche Rüaſtandis-
keit, Widerſtreben gegen unaufhaltſame politiſche Reuerungen, das
ſind die Urſachen des Zuſammpnbruchs, jetzt ſowie vor 100
Der Zuſammenbruch war bereits da, als Scheidemann un Erz
berger in die Regierung eintraten. Nicht Scheidemann, ſondern

Beifall

der Kronrat unter dem Vorſitz des Kaiſers und mit Hindenvurg
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gur aucheingeMi zwei zwiſchen dem Grafen Bernſtorf und
on geordern. ir verſtehen, man nach den Schuldigen fürie militäriſchen Seit e nicht Pat, Die

militäriſche Autorität ſoll aufre ten ben.
denkt anders darüber. Wir ſind befriedigt
Staatsſekretär der Marine verſchwunden iſt, der
die militäriſche Bedeutung Amerikas gleich null und nochmals null
einſchätzte und die militäriſchen Transporte Amerikas eine will-
kommene Beute für unſere U-Boote nannte. Unſere
Haltung zur UBootFrage haben wir nicht zu bedauern.

Der Kriegsminiſter üch hat einem Zeitungsmann gegen
über geſagt, die Ueberlegenheit der liege in den Tanks,
es würde aber ſeit längerer Zeit daran gearbeitet, auch dieſe neue
Waffe in geeigneter Weiſe herzuſtellen. Auch am 29. April 1918
hat der w. 1 von Stein eigenhändig zur Tankfrage geſchrieben: „Die Sache iſt zu einem Abſchluß gekommen. Wir haben
jetzt einen guten Tank, der dem der Feinde überlegen iſt. Für
mich iſt die Sache zunächſt abgeſchloſſen. Wie vielen deutſchen
Soaldaten mag dieſe Gamaſchenüberhebung das Leben
gekoſtet haben. Dies Schreiben iſt von der ganzen Einſichtsloſig
keit erfüllt, die monatelang in den Verichten über die Feinde
zu uns ſprach. Es wäre unbegreiflich, wenn im Lande nicht
von den

r W Graf

Urſachen der militäriſchen Mißerfolge

r würde. Der Kriegsminiſter von Stein lehnte ſich gegenRehna men der Regierung und Anordnungen auf, er ſetzte ſich in

S Gegenſatz zur Regierung und zur rmung. Und dieſer Mann iſt in beſonders ehrenvoller
Weiſe verabſchiedet worden. Es mag das eine Formali
tät ſein, aber man ſoll doch die Stimmung des Volkes nicht ver-
r Auch im Heer muß das Wort gelten „Freie Bahn dem

üchtigen“. Die Auffaſſung, daß Offizier nur werden kann,
wer das Einjährigenzeugnis beſitt, iſt unhaltbar. Das
Beſchwerderecht muß bald geändert werden. Der un
nötige Drill muß h werden. Der Offizier r imelde nicht anders verpflegt werden, wie der ein ache

ldat. Männer müſſen Einfluß gewinnen, deren Blick nicht durch
Jahrzehnte t Dienſtdrill verengt iſt. Mit der bloßen Sach
verſtändigkeit haben wir ſchlechte Erfahrungen gemacht.
Ziviliſten leiſten in Amerika und England wunderbares bei der
Organiſation der Heere. Ein politiſcher Unterſtaats
ſekreiär muß fürs Kriegs und fürs Marineminiſterium ver-
iangt werden. Solange noch die Heere im Felde ſtehen, muß der
Vergeudung vorgebaut werden. Der Skandal der großen Gewinne
im Lieferungsweſen iſt bei weitem nicht im notwendigen Maße
r W gegenüber den großen Kriegsgewinnlern

fhaben die iziere verſagt, und unſere Nachprüfung dert
Verträge iſt für die Katz.

Graf Weſtarp hat auf beſſere Zeiten unter einer ſtarken
Monarchie gehofft. Seine Aeußerungen könnten zu Betrachtungen
über monarchiſche Politik gerade unter dem gegenwärtigen
Kaiſer anregen. Jm Lande geſchieht das im weiten Maße, und
begeiſterte monarchiſche Kundgebungen haben wir nirgends. Miß
trauen muß es auch erwecken, daß es im Schreiben an den
verabſchiedeten Herrn von Bergh, dem Chef des Zivil
kabinetts lautet: „Jch hoffe zuverſi lich, daß Sie zu gegebe-
ner Zeit Jhre bewährte Kraft wieder zur a tgre des a
und Vaterlandes ſtellen werden. Das Volk wün cht die Rückkehr
reaktionärer Männer nicht, ſondern meint, daß noch in vielen
Stellen Leute ſitzen, die nicht hingehören. Deshalb fordert das
Volk raſch weiteſtgehende Sicherungen des neuen Syftems. Haaſe
hat leider recht gehabt, als er von

ſcheußlichen Vorkommniſſen auf innerpolitiſchem Gebiete

praf Deiner ſind immer noch zahlreiche Anhänger des
alten Regimes in ihren Aemtern, aber ihre Streiche darf die
neue Regierung unter keinen Umſtänden länger dulden. Der gute
Wille der Regierung genügt uns nicht, ſie muß Kehraus machen.
Es iſt ein Skandal ſondergleichen, daß die Polizei
geſtern abend hier eine Verſammlung der Friedens

ellſchaft unmöglich gemacht hat. Das iſt ſo ungeheuerlich,
ß. die Regierung ſich klar darüber ſein muß, daß ſie ein ver

zweifeltes Spiel treibt, wenn ſie dieſen Niederträchtigkeiten nicht
ein Ende macht. (Lebhafte Zuſtimmung links.) Jch frage den
Vizekanzler, der die Dinge doch heute auch in der Zeitung geleſen
hat, ob die Entfernung dieſer Miſſetäter erfolgt.

Wir bedauern, daß auch bei der Wahlreform in Preußen
wieder nur halbe Arbeit gemacht wird. Die Regierung ſollte
ſich ſo ſchnell als möglich zum Frauen w ahlrecht entſchließe
Zu großzügiger Neuordnung gehört 727 das Proportionalwahl-
recht. (Zuſtimmung bei den Sozialdemo raten.)

Die gegenwärtige Parteikonſtellation hat Parteien verſchiedener
Weltanſchauung zuſammengeführt. Trotz des zeitweiligen Zu
ſammenwirkens behält jede der Parteien ihre volle politiſche Frei
heit. (Sehr wahr, b. d. Soz.) Wir wollen in dieſer Gemeinſchafts-
arbeit für die Rettung Deutſchlands leiſten, was wir allein nicht
leiſten können, ſolange wir eben eine Minderheit ſind. Aber die
Sozialdemokratie wird nicht ruhen und raſten, bis ſie die Mehr-
heit des deutſchen Volkes unter ihrer Fahne vereinigt hat, und
das wird uns zweifellos gelingen! Deutſchiands Zukunft gehört
der Demokratie und dem Sozialismus. Und erſt auf dieſer Grund-
lage wird feſt beruhen der Bund freier Völker und der dauernde
Weltenfriede. (Lebh. Beifall b. d. Soz., Händeklatſchen auf den

Tribünen.) WPräſident Fehrenbach ruft nachträglich den Abg. Werner-Gießen zur n weil er dem Abg. Korfant y zugerufen
hat: Raus mit dem Hundl

Staatsſekretär Trimborn:
Wir müſſen unſer lebhaftes Bedauern darüber ausſprechen,

daß die geſtrige Verſammlung der Friedensgeſellſchaft nicht zuſtande
gekommen iſt. Die des früheren Kriegsminiſters betr.
die Behandlung der Verſammlungen gewiſſer Friedensgeſellſchaften
iſt aufgehoben. (Hört, hört! und Bravo! links.) Friedensver-
ſammlungen ſollen geſtattet werden. Die Verhinderung der
geſtrigen Verſammlung fällt nach den bisherigen Feſtſtellungen nicht
dem zur Laſt, ſondern dem Oberkommando, das
über die rigen der Verſammlung nicht rechtzeitig entſchieden
hat. Jnwieweit dabei ein Verſchulden vorliegt, wird noch unter
ucht. Wir haben Fürſorge getroffen, daß das Programm der neuen
egierung in Sachen der Zenſur und des Belagerungszu-

ſtands ſtreng durchgeführt wird. Perſonen, die ſich nicht
ür geeignet halten, oder nicht geeignet ſind, energiſch und gewiſſen
ft dabei mitzuwirken, haben aus ihrem Amt zu ſcheiden. e

Beifall links.) Die Einheitlichkeit der Reichsregierung wird
auf dieſem Gebiet unbedingt gewährleiſtet werden. (Lebh. anhalten
der Beifall links.)
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eine leitende Re ehe n worden. (W
Kein führender konſervativer Parlamentarier an

iderſpruch und
Beifall links.) Man dürfe nicht jeden Menſchen für einen Konſer
vativen halten, der „von“ heißt und einen anſtändigen Rock trägt.
(Lachen bei den U. Soz.) Vom Standpunkt Haaſes aus ſei natür
lich Landsberg auch ein Konſervativer. Heiterkeit. ie I.densſehnſu ſei allgemein. Aber deshalb ſei es doch nicht eich

gültig, wie der künftige Friede ausſehe. Die Stimmung der Land-
wirte ſei wegen der Kriegsmaßnahmen auf dem Siedepunkt, und
noch ein Tropfen müßte das Faß zum Ueberlgufen bringen. Die
Großgrundbeſitzer könnten rein techniſch unmögli Schleichhandel
treiben. Die Konſervativen als Partei könnten beim Uebergang
zum reinen Parlamentarismus nur gewinnen.

Vizekanzler v. Payer:
Herr Kreth hat. Weſtarps Frage wiederholt, ob die Regierung

die Verantwortung für den letzten Aufruf des ſozialdemokratiſchen
Parteivorſtandes übernimmt. Kann man darauf im Ernſt ant-
worten? Reichskanzler und Reichsregierung verantworten niemals
Kundgebungen einer Partei. Leitartikel und Aufrufe ſind keine
Kronreden. Heiterkeit und Beifall links.) Bei der Abfaſſung der
Noten an Wilſon ſind alle Reichstagsparteien weitgehend beteiligt
worden. Herr Kreth hat behauptet, ich hätte umgelernt. Jch möchte
wiſſen, wer in dieſer Zeit nicht umlernt. Die Klügſten und Beſten
ſind es gewiß nicht, die ſelbſt in ſolcher Zeit nichts lernen. (Sehr
gut! links.) Wenn das Berliner Tageblatt meine Rede für partei-
politiſch erklärt hat, ſo kann ich ſein Urteil darüber nicht als maß-
gebend anerkennen. Jch habe auf all die Vorwürfe geantwortet,
die aus den Reihen der konſervativen Partei und Preſſe in den
letzten Wochen gegen die Reichsleitung geſchleudert ſind. Jch hatte
ar keine Veranlaſſung, mich lediglich auf die Ausführung des
rafen Weſtarp zu beſchränken. Meine Rede gegen dieſe Angriffe

auf die Reichsleitung mußte gehalten werden, und es iſt gut, daß
ſie gehalten worden iſt. (Bravo! links.)

Abg. Ledebour (U. Soz.):
Auf die Kriegslage brauchte ich nicht mehr zurückzukommen,

wenn nicht bei gern Leuten noch merkwürdige Jlluſionen be-
ſtünden. Graf Poſadowſtky ſprach geſtern noch von Sicherungen in
Belgien. Wir hätten ſie auch bei der günſtigſten militäriſchen Lage
s verurteilt. Aber unter den jetzigen Umſtänden muß Graf

oſadowſky geradezu die letzten Wochen im Kuyffhäuſer geſchlafenhaben. Heiterkeit Aber wie ſoll man den Staatsſekretär a. D
tadeln, wenn heute ein Staatsſekretär im Dienſt, der Kriegsminiſter
behauptet, wir könnten den Krieg erfolgreich weiterführen. Hinden-
burg und Ludendorff haben anders geredet; die waren der Ueber
zeugung, daß wir möglichſt raſch Frieden machen müßten. Darauf-
hin hat man das demokratiſche Miniſterium zuſammengerufen, um
Frieden zu machen. Es wurde nicht durch das deutſche Volk er
kämpft, nicht durch den Reichstag, ſondern durch die Ungunſt der
militäriſchen Lage. Jetzt will man dem Volke einreden, der Krieg
könne fortgeſetzt werden. Aber wie erklärt ſich überhaupt das Ver
halten Ludendorffs. Entweder iſt ihm erſt Ende September die
plötzliche Erleuchtung gekommen, daß der Krieg in der bisherigenWeiſe nicht fortgeſetzt werden könnte, und dann war er vrre
tursſichtig und unterliegt dem ſtärkſten Zweifel an ſeinen Fähig-
keiten. Oder Hindenburg und Ludendorff ſahen ſchon längere Zeit
den Rückzug und die Gefahr des Zuſammenbruchs vor
aus, dann haben ſie Regierung und Volk im unklaren gelaſſen wie
die Sache ſteht und ſie dadurch verhindert, beizeiten einen beſſeren
Frieden zu ſuchen. Jetzt iſt die richtige Zeit zu Friedensverhand-
lungen verpaßt. Selbſt Graf Hertling hat erklärt, über die Lage
z r Front nicht rechtzeitig unterrichtet geweſen zu ſein. (Hört,

ör
An der Dopvppelwirtſchaft von Militär und Zivil hat ſich auch
in der neuen Regierung nichts geändert. General Scheuch hat
heute die feierlichen Erklärungen des Prinzen Max und ſeiner
Stellvertreter durchkreuzt, die wohl auch die Meinung darſtellen,
der Staatsſekretäre ohne Portefeuille und Redeerlaubnis. Heiter
keit.) General Scheuch hat gegen die Regierung offen frondiert
und e 1 auf den Grafen Weſtarp geſtützt. Selbſt in
dieſer Lage, wo die Reichsregierung nach beſten Kräften bemüht iſt,
das Friedensangebot zu vertreten, hat der Kriegsminiſter ihr die
Suppe verſauent. (Zuruf: Die alte Geſchichte!) So leicht gibt der
preußiſche Militarismus ſeine Macht nicht aus der Hand wie die
Mehrheitsparteien glaubten. Wenn wirklich demokratiſiert werden
ſoll, müſſen alle Verwaltungsbeamten, Landräte uſw. entlaſſen und
durch Männer erſetzt werden, die aus allgemeinen gleichen Wahlen
hervorgehen, wie das in der Schweiz und in Amerika der Fall iſt.
Das monarchiſche Syſtem hat völlig ab gewirtſchaftet. Der gegen
wärtige Träger der Krone ger ſeinen unheilvollen Einfluß nicht
weiter ausüben. (Zuruf b. d. U. Soz.:. Abdanken!)

Präſident Dove: Wegen dieſes unerhörten Verſtoßes gegen die
parlamentariſche Ordnung rufe ich Sie zur Ordnung.

Abg. Ledebour (U. Soz.): Jch will dann nur die e t
ſprechen laſſen. Zu Beginn ſeiner Regierung hat Kaiſer Wilhelm II.
in einer Anſprache an Rekruten geſagt, ſie müßten auf Vater und
Mutter ſchießen, wenn das kommandiert würde. (Hört, hört!) An
den ehemaligen Kaiſer Nikolaus hat Kaiſer Wilhelm telegraphiert:
Der Admiral des Atlantiſchen Ozeans grüßt den Admiral des
Stillen Ozeans.“ Das war nicht nur geſchmacklos, ſondern es war

cours lag unker ſtarkem franzöſiſchen Feuer.

der Linie Poix Bouſies zum Stehen.

Deutſcher Heeresbericht vom 24. Okt.
wtb. Großes Hauptquartier, 24. Oktober. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
n der Lys Niederung dauern Teilkämpfe an. Südweſtlich

von Dein ze ſchlug die ſeit 14. Oktober täglich im Kampf bewährte
52. ReſerveDiviſion unter Generalleutnant Valdorf erneute An

des Feindes an der Bahn Deinze--Waregen ab.
eiderſeits von Vichte ſetzten wir uns in letzter Nacht vom Gegner

etwas ab und ſchlugen den Feind, der geſtern in der Gegend von
Katteſtragat angriff, zurück. Auf feindlicher Seite haben ſich
belgiſche Landeseinwohner an dieſen Kämpfen beteiligt. Tournai
und Valenciennes lagen unter engliſchem Feuer. Bei

ournai und in der Schelde-Niederung erfolgreiche Vorfeld-
mpfe.

Beiderſeits von Solesmes und Le Cateau nahm der
Engländer mit friſch eingeſetzten Diviſionen auf faſt 30 Kilometer
breiter Front ſeine mit großen Zielen angeſetzten Angriffe wieder
auf. Am Harpies-Rande iſt ſein erſter Anſturm am frühen
Morgen geſcheitert. Jn wiederholten Angriffen ſtieß er im Laufe
des Tages beiderſeits von Romeries bis in die Gegend von St.
Martin und Saleſches und mit Teilen auf Beaudignies
vor. Jn der Mitte der Schlachtfront brachten wir den beiderſeits der
Römerſtraße Le Cateau--Bavai angreifenden Feind in

Südlich von Bou-
ſie s haben die ſchon in den letzten Schlachten beſonders bewährten
Radfahrer-Truppen weiteres Vordringen des Gegners verhinbdert.
Südöſtlich von Le Cateau ſind mehrfache Anſtürme des Gegners
völlig geſcheitert. Zwiſchen Pommereuil und Catillon kämp-
fende ſchleswig-holſteiniſche, mecklenburgiſche, hanſeatiſche und würt-
tembergiſche Regimenter haben gegen gewaltige Uebermacht ihre
Stellungen behauytet. Das Füſilier- Regiment Nr. 322 unter ſeinem
Kommandeur, Oberſt v. Alberti, hat hier Beſonderes geleiſtet. Süd-
lich von Catillon blieben die gegen den Sambre--Oiſe-
Kanal vorbrechenden Angriffe vor dieſem in unſerem Feuer liegen.

Zwiſchen Oiſe und Serre zeilweilig Arlilleriekampf, dem aufdem Nordufer der Serre feindliche Angriffe folgten. Sie wurden

in unſerem Feuer und durch Gegenſtoß abgewieſen. Teilangriffe desers gegen den So u e Arſchait nördlich von Pierre pont
ſcheilerken. Das engbewohnie und mit Flüchtlingen angefülllke Monk

Oeſtlich der Aisne beſchränkie ſich der Feind geſtern auf ſehr
ſtarke, durch hefliges Feuer unterſtützie Teilangriffe. Bayern und
württembergiſche Pioniere haben die Höhen nordöſtlich von Vouziers

en viermaligen Anſturm gehalten. Oeſtlich von Von ziers kalkenſ in den leßten Kämpfen Teile der 1. Garde-Inf.-Diviſion unker

Major Graf von Eulenburg beſonders hervor. Zwiſchen Oli z y und
Grandypre ſchlugen elſaß-lothringiſche, khäringiſche und ſche Re

mentker feindliche Angriffe ab. Die Haupllaſt des Kampfes das
nf.-Reg. Nr. 12, das ſich wiederum unker ſeinem Kommandeur Major

Sfobbe beſonders bewährte.
Auf beiden Maas Ufern nahmen die Angriffe der Amerikaner

wieder größeren Umfang an. Aus den Wäldern von Bankheville
und nördlich von S unol ſtieß er ſie mit ſtarken Kräften und von
Panzerwagen begleitel, gegen unſere Linien vor. Sie wurden abge

ſchwere Verluſte. Oeſtlich der Maas dauerten heftige Kämpfe um die
Waldhöhen beiderſeiis der Siraße Conſenvoye-Vavillers bis
zum Abend an. In harkem Kampf und in erfolgreichen Gegenſtäßen
warfen brandenburgiſche und ſächſiſche Baigillone den mehrfach anſtür
menden Amerikaner zurück.

Südöſtlicher Kriegsſchauplatz.
tigen Gebirgskä ben R ten das Bezigere n beidegſeite 99 z ar g r n t 3 We

Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

Staatsſekretär Erzberger über die Kriegsanleihe:

Je mehr Kriegsanleihe, deſto näher
der Frieden.

eine direkte Aufpeitſchung Englands zur Feindſchaft gegen Deutſch
land. (Sehr richtigß) Jn der Korreſpondenz mit dem Zaren
Nikolaus II. hat ſich jetzt ein Brief Kaiſer Wilhelm II. aus dem
Jahre 1895 gefunden, wo es heißt: Mein Reichstag zeigt eine ver-
flucht üble Führung, indem er zwiſchen den Sozialiſten, die von den
Juden geführt werden, und den ultramontanen Katholiken hin und
herſchwankt. Meiner Anſicht nach müßten beide Parteien einzeln

Zwiſchen Himmel und Erde.
Roman von Otto Ludwig.31 Aer hatte ſogleich den Arzt, dann Arzneien ge-

holt. Er hatte an dem Bettchen geſtanden und ſich über das
Aennchen gebeugt, wie jetzt ſie tat. Er hatte ſie voll Schmerz
angeſehen und geſagt, Aennchens Krankheit komme von dem
ehelichen Zerwürfnis, und es werde nicht geſund, höre dies
nicht auf. Er hatte von den Wundern erzählt, die einer Mut-
ter möglich würden, und wie ſich der Menſch bezwingen
könne und müſſe. Dann hatte er dem Valentin noch manches
des Aennchens wegen anbefohlen und war gegangen, aus
Sorge, der Bruder könnte ſonſt in ſeinem Jrtum glauben, er
wollte ihn auch von dem Krankenbett ſeiner Kinder ver-
treiben. Der Jammer, die Angſt wollte ſie in Apollonius
Arme jagen; es war ihr, als wäre alles gut, läge ſie an ſeiner
Bruſt, als dürfte ſie ihn nicht wieder von ſich laſſen. Aber
wie er ſo zu Häupten des Kindes ſtand und ſprach, da kam er
ihr ſo herrlich vor, wie ein Heiliger, von dem ſie nur auf den
Knien liegen dürfe. Der Bettſchirm hüllte die große, ſchlanke
Geſtalt in ſeinen Schatten, nur ſeine Stirn und ſein hoher
Scheitel waren ſichtbar und erſchienen, von dem Lichte auf
dem Tiſche angeſtrahlt, wie in einer Glorie. Dachte ſie von
ihm weg zu ihrem Gatten, dann krampfte eiſiger Froſt ihr
Herz zuſammen, und Widerwillen bäumte ſich darin wie ein
Rieſe gegen den bloßen Gedanken auf. Aber Apollonius hatte
geſagt, Aennchen werde nicht wieder geſund, wenn das Zer-
würfnis nicht ende. Er hatte geſagt, der Menſch könne und
müſſe ſich bezwingen; ſie wollte ſich bezwingen, weil er es
geſagt. Einer Mutter ſeien Wunder möglich für ihr Kind;
dachte ſie an Apollonius Geſicht, wie er ſo ſprach, mußte ihr
das größte Wunder möglich werden.

ritz Nettenmair trat herein. Er dachte an nichts, als
daß Apollonius dageweſen ſein müſſe, wenn er. auch jetzt
nicht mehr da war. Es flirrte ihm vor den Augen vor Wut.
Er wäre auf die Frau losgeſtürzt, ſah er nicht den alten
Valentin an der Kammertür ſitzen. Er wollte warten, bis
dieſer einmal das Zimmer verließe, und ſchlich ſich nach dem
Stuhle am Fenſter wo er ſonſt immer geſeſſen, und als ein
wie anderer, denn jetzt! Die Frau hörte ſeinen leiſen Tritt;

wieſen und hallen in unſerem zuſammengefaßien Feuer beſonders

gehängt werden. (Hört, hört! und Heiterkeit.) Aber mit der Thron
niederlegung des Kaiſers wäre t gebeſſert. 33 will auf ſeine
ne nicht weiter ei n. (Heiterkeit.) Das gan

v e Syſtem muß vielmehr beſeitigt werden. (Se r

wa r! ever epräſident Dove ruft den Abgeordneten Ledebour wegen des

gegen den Abg. Noske gerichteten Vorwurfs der Perfidie nachträg
lich zur Ordnung.Pigekangler v. Payer: Jnhalt und Ton der Ausführungen des
Abg. Ledebour ſind geeignet, dem Vaterlande ſchweren Schaden zu
zufügen. Das Schriftſtück des Kaiſers, auf das er Bezug genommen,
iſt 25 Jahre alt und kann wohl keinen Eindruck auf das Haus
machen. Gelegentliche Wendungen aus einer alten Privatkorre
ſpondenz können nichts bedeuten gegenüber der hiſtoriſchen Entwick
lung unſerer inneren Verhältniſſe, auf deren Boden ſich der Kaiſer
mit voller Entſchloſſenheit geſtellt hat. Jch darf auch daran er
innern, daß gerade der i es war, der dem Zaren geraten hat,
aufrichtige konſtitutionelle Konſequenzen aus der Lage zu ziehen.

Kriegsminiſter Scheuch: Jn der perſönlichen Reklamationsange-
gen in der ſich der Abg. Haaſe an mich gewandt hat, habe ich
eine Prüfung eintreten laſſen. Der Mann wird heute entlaſſen.
Die Prüfung geht noch weiter. Jn der Tankfrage befinde ich mich
nicht in Widerſpruch mit meinem Amtsvorgänger. Es iſt richtig,
wie in dem vom Abg. Noske ziiterten Schreiben ſteht, daß wir
einen beſſeren Tank haben, als die Gegner. Es fragt ſich nur, in
welcher Zahl wir ihn herſtellen können.

Abg. Gothein (Vp.) (zur Geſchäftsordnung) beantragt Schluß
der Debatte. Der Antrag wird angenommen.

Jn der zweiten Leſung begründet 4Abg. Zehnter (Zentr.) einen Antrag der Mehrheitsparteien, wo
nach zur Erklärung des Kriegs die Zuſtimmung des Bundesrats und
Reichstags erforderlich iſt.

Staatsſekretär Trimborn: Die Regierung ſtimmt dieſen An
trage zu, vorbehaltlich der Zuſtimmung des Bundesrats. Sie be
hält ſich aber vor, in Erwägungen einzutreten darüber, ob nicht für
die Zeit zwiſchen zwei Legislaturperioden noch eine beſondere Vor-
kehrung in der Verfaſſung getroffen werden muß.

Ein Antrag der U. Soz., daß auch für Bündnisverträge
die Zuſtimmung des Reichstags erforderlich ſein ſoll, wird gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten, U. Soz. und Polen abgelehnt.

Es folgt die namentliche Abſtimmung über das Vertrauens-
votum der Regierung.

Bei 268 abgegebenen Stimmzetteln ſtimmen 193 mit ja, 52 mit
nein und 23 Abgeordnete enthalten ſich der Abſtimmung.
Hierauf vertagt ſich das Haus auf Freitag 2 Uhr. (Dritte
Leſung, Geſetzentwurf zur Verfaſſungsänderung in Elſaß-Lothrin-
gen.) Schluß 5 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, 25. Oktober 1918.

Das Gewerkſchaftskartell Halle
hielt am 23. Oktober 1918 eine Sitzung. ab, die ſich mit einer Reihe
wichtiger Angelegenheiten beſchäftigte. Eine ſolche war z. B. die
Ausſprache über die

polizeilichen Vorſchriften über das gewerkſchaftliche Vereinss
und Verſammlungsrecht. c

Hierzu führte Arbeiterſekretär Kleeis aus, daß bisher in
folge des Belagerungszuſtandes die Verſammlungsfreiheit ſehr be
ſchränkt worden ſei. Er erinnere nur daran, daß jede, auch die
kleinſte und nichtpolitiſche Zuſammenkunft der polizeilichen Ge-
nehmigung bedurfte, daß zu ihr nicht früher eingeladen werden
durfte als die Erlaubnis vorlag uſw. Einige Erleichterungen
brachte eine Bekanntmachung des ſtellv. Kommand. Generals des
4. Armeekorps in Magdeburg vom 21. September 1918, nach der
gewerkſchaftliche Veranſtaltungen nur der Pflicht zur An
meldung bedürfen, die ſechs Stunden vorher bei der zuſtändigen
Polizeibehörde zu bewirken iſt. Das Gewerkſchaftskartell Halle habe
verſucht, weitere Freiheiten zu erreichen. Jn einer Eingabe an
das genannte Generalkommando wurde darum erſucht, in jener Be
kanntmachung die gewerkſchaftlichen Veranſtaltungen, alſo jene, die
ſich nicht mit politiſchen Angelegenheiten beſchäftigen, fortzulaſſen,
ſo daß hinſichtlich dieſer die Vorſchriften des Vereins- und Ver-
ſammlungsgeſetzes gelten. Nach dieſen ſind die gewerkſchaftlichenVeranſtaltungen überhaupt nicht anzumelden. J Begründung

wurde darauf hingewieſen, daß dieſe Meldepflicht nur mit Schwie-
rigkeiten eingehalten werden könne. Das Generalkommando habe
daraufhin geantwortet, daß dem Erſuchen nicht entſprochen
werden könne. Von der Anmeldepflicht könne nicht abgegangen
werden; ſelbſt in eiligen Fällen dürfte ſich eine telephoniſche An
meldung immer noch ermöglichen laſſen. Einen beſſeren Erfolg
hatte eine Rückſprache mit der politiſchen Polizei in Halle. Da
nach jener Bekanntmachung die Ortspolizeibehörde nur „die Befug

lichkeit, von der Beaufſichtigung Abſtand zu nehmen.

lichen Veranſtaltungen die Ueberwachung fortfallen zu laſſen und

chen mit einem Blicke an, der ſagte, was ſie jetzt tun wollte,
tat ſie nur um ihr krankes Kind ein Blick nach der Tür, aus
der er gegangen war, ſetzte hinzu: „und weil ers geſagt.“

„Da iſt der Vater, Aennchen,“ ſagte ſie dann. Sie redete
eigentlich mit dem Gatten, der am Fenſter ſaß; aber ſie konnte
ihm ihr Geſicht nicht zuwenden, ihre Rede nicht unmittelbar
an ihn richten. „Du haſt immer nach ihm gefragt. Du haſt
gemeint, wenn er kommt, wird er ſein, wie er ſonſt war, eh
du krank geworden biſt. Deine Mutter wills auch um
deinetwillen.“

Jhre Stimme klang ſo tief aus der Bruſt herauf, daß
der Mann ſeinen Groll mit Gewalt feſthalten mußte. Er
dachte: „Sie tut ſo ſüß, um dich zu hintergehen. Sie habens
verabredet, als er da war.“ Und der Groll ſchwoll nur nöch
grimmiger an den weichen Klängen, mit denen ſie fortfuhr:

„Und du gehſt noch nicht in den Himmel. Nicht Aenn-
chen? Du biſt ja ein ſo gut lieb Kind und bleibſt noch bei
Vater und Mutter. Wenn nur du haſt kein Herz vor
dem Vater, du dumm lieb Aennchen, weil er laut ſpricht.
Er meints nicht bös deshalb.“

Sie hielt inne; ſie erwartete die Antwort von dem Vater,
nicht von dem Kinde. Sie erwartete, er werde an das Bett
treten und zu dem Kinde ſprechen, wie ſie, und durch däs
Kind mit ihr. Wie ſie von ihm denken mochte, das Kind war
doch ſein Kind, und es war krank.

Der Mann ſchwieg und blieb ruhig auf ſeinem Stuhle
ſitzen. Einhalb Vaterunſer lang hörte man nichts, als das
Ticken der Uhr, und das wurde immer ſchneller, wie das
Klopfen eines Menſchenherzen, das Schlimmes kommen ahnt;
die Flamme des Lichtes zuckte wie vor Furcht.

Valentin ſtand auf von ſeinem Stuhle, um das Licht zu
putzen.

Die Bruſt des Kindes röchelte; es wollte ſprechen, es
konnte nicht; es wollte mit den Händen nach dem Vater
langen, es konnte nicht; es konnte nichts, als die Arme ſeiner
Seele nach dem Vater ausſtrecken. Aber des Vaters Seele
z die flehenden nicht; in ihren Händen hielt ſie krampfhaft
hren Groll und hatte keine Hand frei für das Kind. Er

hört das Röcheln, aber er weiß, das Kind iſt abgerichtet von
ſeinen Finden, es hat kein kindlich Herz gegen ihn; und
wäre es wirklich krank, ſo wäre es abſichtlich krank geworden,
um ihn betrügen zu helfen, und ſtürbe es, ſo würde ſein
Sterben noch ein Kupplerdienſt ſein, den es ſeinen Feindenſein Antlitz konnt i ſchien, er wußte umn et guſtne Und hie deehaw ſo leiſe Sie ſah

Aenn tut. Wäre ſein Auge nicht ſelber ſo krank, daß es ihm außen

nur immer das eine zeigt, über dem ſeine Seele innen unab
läſſig brütet, er müßte es am Geſichte der Mutter ſehen, an
dem Ton ihrer Stimme hören, ſie verſtellt ſich nicht, das Kind
iſt wirklich krank und ſehr krank; aber ihre Weichheit, ihre
Angſt in ihm nur die Angſt des Gewiſſens, die Angſt vor
ſeiner Strafe, die ſie verdient, fühlt und doch entwaffnen
will. Valentin tritt von dem Lichte weg und geht hinaus,
um ſich draußen auszuweinen. Der Mann ſteht auf und
nähert ſich leiſe der Frau, ohne daß ſie ihn bemerkt. Er will
ſie überraſchen, und das gelingt ihm. Sie erſchrickt, wie ſie
plötzlich über dem Bette jäh vor ſich ein entſtelltes Menſchen-
antlitz ſieht. Sie erſchrickt, und er preßt durch die Zähne:
„Du erſchrickſt? Weißt du warum?“

Sie hat ihm ſelber ſagen wollen, daß Apollonius in der
Stube geweſen iſt, aber noch hat ſie es nicht gekonnt; vor
dem Bette des kranken Kindes durfte ſie es nicht; weil ſie
weiß, er wird auffahren; den Anblick ſeiner Roheit hat ſie
dem Kinde erſpart, als es noch geſund war, wenn ſie es ver
mochte; jetzt konnte der Schreck dem kranken Kinde den Tod
bringen. Sie antwortete ihm nicht, aber ſie ſieht ihn flehend
an und zeigt mit einem Augenwinke auf das Kind.

„Er war da! War dr nicht da?“ fragt er; nicht um zu
erfahren, wonach er fragt, ſondern um zu zeigen, daß er es
nicht erſt zu erfahren braucht. Seine Fauſt hebt ſich geballt;
Aennchen kämpft, ſich aufzurichten. Er ſieht es nicht; die Frau
ſieht es; ihre Angſt wächſt. Sie ſchlägt die Hände zuſammen,
ſie ſieht ihn an mit einem Blicke, in dem alles ſteht, was ein
Weib verſprechen, was ein Weib drohen kann; er ſieht nur ihr
Erſchrecken, daß er es weiß, was geſchah, und die Fauſt fällt
nieder auf ihre Stirn.

Ein Schrei klingt; das Kind rollt ſich in Krämpfen zu
ſammen, die Mutter, über es hingeſtürzt, weint laut. Valen
tin kommt hereingeeilt, Fritz Nettenmair geht in die Kammer

Er weiß nicht, was in ihm Herr iſt, befriedigte Rache,
oder Schreck über das, was er getan. Er ſinkt auf das. Bett,
als hätte der Schlag, den er geführt, ihn ſelbſt betäubt; er
hört nur halb, wie Valentin nach dem Arzt läuft. Ebenſo

nicht Apollonius' Flüſtern und ſeinen leiſen Schritt verneh
men kann. Sich zu zeigen, wagt er nicht: Scham hält ihr
davon zurück. Er rechtfertigt ſein Tun und nennt
chens Krankheit eine Pimpelei: „Heute wollen Kinder
und morgen ſind ſie lebendiger als jel“

(Fortſetzung folgt.)

nis“ zur Ueberwachung der Verſammlungen hat, beſitzt ſie die Mög
Die politiſche

Polizei in Halle hat auch zugeſagt, in der Regel bei gewerkſchaft

hört er dieſen kommen und gehen, ebenſo lauſcht er, ob er



Bböchſtens nur dann vorzunehmen, wenn vermutlich politiſche
le iten erörtert werden oder überhaupt die Veranſtaltung
außergewöhnliche iſt. In der Ausſprache wurde beſchloſſen,

ſich an die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften zu wenden, da
mit dieſe wegen der Beſeitigung der Meldepflicht weitere Schritte

der Reichsregierung unternimmt.
Ueber die Neuregelung der Familienunter-

ſtützung für die J der Kriegsteil-nehmer ſprach ebenfalls noſſe Kleeis. Nach einer Bundes
ratsverordnung vom 28. September 1918 ſoll eine Erhöhung der
bis zum 1. Oktober 1918 gezahlten Familienunterſtützung eintreten,
die ſpäteſtens vom 1. November 1918 an zu gewähren und deren
Betrag je nach den örtlichen Verhältniſſen zu bemeſſen iſt. Bis

m Betrage von 5 M. für jeden Unterſtützten werden die ſeit
m 1. November gewährten Erhöhungen vom Reiche Page
edner wendet ſich insbeſondere dagegen, daß den Kriegerfrauen

der Arbeitsverdienſt in ziemlichem Umfange gur Kürzung und
Anrechnung kommt. Es müſſe mehr als 30 M. im Monat frei
dleiben. Nach kurzer Ausſprache kommt eine Entſchließung zur ein
ſtimmigen Annahme, den Magiſtrat zu erſuchen, jene Bundesrats
verordnung in der Weiſe ren daß die glage je unterſtützte Perſon monatlich 10 M. beträgt. Weiter ſoll erſucht werden,

daß künftighin Arbeitsverdienſt der Unterſtützungsberechtigten bis
zu 50 M. im Monat nicht zur Berückſichtigung kommt.

Zur Frage der Verbilligung des Straßenbahnfahr-
geldes für Arbeiter macht Stadtv. Ge rig einige einleitendeKuefuyrungen Die Stadtverordnetenverſammlung habe auch eine

annehmbare Verbilligung der Arbeiterfahrkarten beſchloſſen ge
habt, doch habe der Magiſtrat nicht zugeſtimmt und die Stadtver-
ordnetenverſammlung ſei dann wieder anderen Sinnes geworden.
Die Monatskarten für 10 M. ſeien verhältnismäßig vorteilhafter
als die Arbeiterfahrkarten. Sei auch nicht viel Ausſicht vorhanden,
daß eine Verbilligung der letzteren eintrete, ſo ſchade es doch nichts,
dieſerhalb an den Magiſtrat heranzutreten. Es ſeien auch noch
ſonſtige Mängel der Karten zu beſeitigen. Die Beſprechung der
Frage war eine ſehr lebhafte. Allgemein kam der Unwille über die
unerhörte Verteuerung des Straßenbahnfahrgeldes zum Ausdruck.
Anſtatt Vorteile bringe die reſtloſe Uebernahme der Straßenbahn
durch die Stadt ſo gewaltige Verſchlechterungen. Manche der Ein
richtungen unſerer Straßenbahn erinnerten an Krähwinkel. Ganz
beſonders nachteilig ſei die neue Teilſtreckeneinteilung. Jn Leipzig,
Berlin uſw. ſei die Straßenbahnbenutzung viel billiger. Die
Sitzung einigt ſich dahin, wegen der Arbeiterfahrkarten eine Ein

be an den Magiſtrat zu machen. Es ſollen fünf verſchiedene Ver
eſſerungen vorgeſchlagen werden. e

Nach Erledigung verſchiedener geſchäftlicher Angelegenheiten
kommt unter „Sonſtigen Kartellangelegenheiten“ die Ausſprache
wieder auf die Ernährungsſchwierigkeiten. Es wird
erneut auf die unhaltbaren Zuſtände hingewieſen. Sogar in der
S Woche gebe es nicht einmal Butter, ſondern nur etwas

argarine. Jn Berlin ſei man viel beſſer geſtellt. Stadtverord-
neter Gerig macht hierzu längere und intereſſante Ausführungen.
Die Stadtverwaltung Halle ſei an den Zuſtänden unſchuldig. Was

e habe tun können, habe ſie getan. Die Schuld treffe die zentralen
tellen in Berlin. Es ſei in Ausſicht geſtellt worden, daß es näch-

ſtens mit der Fettverteilung beſſer werde. Die Kartoffellieferung
z in der letzten Zeit wieder ſtark geſtockt. Die ſehr erregte Er
rterung ſchließt damit, daß der Kartellvorſtand beauftragt wird,

die Lebensmittelverſorgung im Auge zu behalten und nächſtens
wieder dazu Stellung zu nehmen. Verſchiedene Gewerkſchaften
waren in der Sitzung nicht vertreten.

Verleumdung, e ſachliche Gegner-
chaft.

Wer ohne Voreingenommenheit die ſozialdemokratiſche Preſſe
verfolgt, wird ſehr bald einen großen Unterſchied zwiſchen der
Preſſe der alten Partei und der neuen unabhängigen heraus-
finden. Während die Preſſe der alten Partei ſich vorwiegend mit
Ereigniſſen beſchäftigt, behandelt die unabhängige Preſſe mit
wahrem Bienenfleiße Perſonenfragen. Wo ſich eine Ge-
legenheit bietet, einer Perſönlichkeit, die in der alten Partei irgend-
welche Rolle ſpielt, was am Zeuge zu flicken, fällt man über ſie

Der Kampf gegen dieſe Einzelperſonen wird mit viel höherem
ifer betrieben, als die Kritik an den politiſchen und wirtſchaftlichen

Verhältniſſen unſerer heutigen Zeit. Daß man bei dieſem blind-
häſſiger Herunterreißen von Perſonen ſtets bei der „Wahrheit“Kleid iſt ſelbſtverſtändlich. Wollte man den Verſuch machen, jeden

Einzelfall klarzuſtellen, müßte man täglich ganze Spalten füllen.
Mit dieſer Unmöglichkeit rechnet man anſcheinend auf der anderen
Seite und verleumdet friſch drauf los, hoffend, daß doch ſchließlich
etwas hängen bleibt.

Jn den letzten Tagen bot der unabhängigen Preſſe dazu der
Eintritt einer Anzahl unſerer Genoſſen in Regierungsämter wieder
recht vielſeitige Gelegenheit. Da ſie allein nur über „ehrliche“ Ge-
ſinnung verfügt, ſieht ſie in dieſem Verhalten der alten Partei
natürlich nur den Drang „nach der Futterkrippe“. Ein Schimmer
von ruhiger Beſinnung und Wahrhaftigkeit müßte zu dem Ein

ſtändnis führen, daß es doch entſchieden vorzuziehen iſt, in ſolcher
eit, wie der gegenwärtigen, in Regierungsämtern lieber Perſonen

ſitzen zu ſehen, die von ihrer Organiſation, Fraktion uſw. dazu be
ſtimmt werden, und dieſen verantwortlich bleiben, ſtatt irgendwelche
„unfaßbare Geſtalten“. Die Unabhängigen wiſſen auch ganz ge
nau, daß unſere Genoſſen in ihren neuen Aemtern nicht ſchalten
und walten können wie ſie wollen, ſondern nach wie vor den Partei
Körperſchaften, von denen ſie in Vorſchlag gebracht wurden, für
ihre Regierungstätigkeit verantwortlich ſind. Und wie will man
überhaupt zu einer „Volksregierung“ kommen, wenn man ſich
ſcheut, den Anfang davon mitzumachen

Daß unſer Genoſſe Scheidemann ſich ſelbſtherrlich zu ſeinem
jetzigen Poſten in der Regierung gedrängt hat, und daß unſere
übrigen Genoſſen in der Fraktion, die ihn dazu vorſchlugen, nur
ſeine Puppen ſind, iſt klar. Eine beſonders ſchöne Leiſtung fand
man aber im hieſigen Volksblatt gegen den Genoſſen Legien.
Jn Nr. 242 brachte es eine Notiz: „Der Streit der Regierungs-
ſogialiſten um die Futterkrippe“. Schon dieſe Ueberſchrift bewies
die edle Abſicht. Von irgendwelcher Seite hatte man erfahren, daß
es wegen der Vorſchläge für einen der Staatsſekretärpoſten in der
Generalkommiſſion zu Streit gekommen war. Tiefere Urſache dieſes
Konflikts war natürlich nicht irgendein ſachliches Moment, ſondern

Bekanntmachung.
Zwecks Belieferung der hieſigen Gaſthäuſer, Gaſt

wirtſchaften, Konditoreien und ähnlicher Kaffee aus
e ree5 Betriebe mit dem uns von dem Kr egsaus

uß für Kaffee Tee zu Berlin zugewieſenen Kaffee
rſatz werden die Jnhaber derartiger Betriebe in Er-
n unſerer Bekanntmachung vom 25. März bezw.

pril 1918 hierdurch aufgefordert, binnen 3 Tagenden im J 1917 erzielten Umſatz mit Kaffee Erſat
an der Hand von Rechnungsbelegen glaubwürdig nach

Gleichzeitig iſt der Kleinhändler, bei welchem
er Kaffee-Erſatz entnommen werden ſoll, dem Stadt

ernährungsamt, Marktplatz 22, Zimmer 11, ſchriftlich
anzuzeigen.

Halle, den 24. Oktober 1918. Der Magiſtrat.

Arbeiterinnenheim.

geltlichen Kurſen teilnehmen

geltlich dasJrdeitecinnenhein, Nereburger Itr. 25 i

abends von 6/—10 Uhr, Sonntaas von 3--10 Uhr abends,

lediglich niedrige nung er in Betracht
ne i ha Gennnn der olche veiſten“ überhaup re Geſinnun r nnur de habe lſo wird der Streitfall u ſo dargeſtent
Wieder hat das u einen neuen Fall, an dem die

mmerlichkeit der „Regierungsſogzialiſten“ zu erkennen iſt. Die
ilmannſche Korreſpon brachte nun eine Klarſtelleung des

Sachverhalts, wonach ſich Tr r es ſich lediglich um einen Streit
rperndelt hat, welcher K ch aft das Vorſchlagsrecht inP Sache hätte zu n müſſen. Von dieſer Rio ung

nimmt das blatt ntnis, aber wüe. Es ſchreibt in ſeiner
Dienstagsnummer, es ſei zugegeben, daß die Dinge ſich
wirklich ſo abgeſpielt haben. Jn e bringt es
dieſe neue Behauptung. Es ſei nur eine durch ichtige Ausrede,

e micht perſönlicher Ehrgeiz bei ſeinem Proteſt getrieben
habe. Legien würde ſich niemals auf die Gebote der Demokratie
beſonnen haben, wenn er und nicht Bauer e worden
wäre. Alſo, das alte Lied der perſönlichen Verunglimpfung. Mo
tive für eine Handlung laſſen ſich nicht gut beweiſen, um ſo leichter
iſt es, einem Gegner ſtändig unſchöne Motive zu unterſchieben.
Fürwahr: ein edles Tun, würdig nur wahrhaft edlen Naturen.

Zeichnungen auf die 9. Kriegsanleihe ſind bei der ſtädti-
ſchen Sparkaſſe bis zum 22. Oktober in 1125 Poſten gleich
11 565 200 M. einſchließlich 9 Millionen Mark eigene Zeichnung
der Sparkaſſe) gezeichnet worden. chreibt die ſtädtiſche
Sparkaſſe: Nicht nur aus vaterländiſchem Pflichtbewußtſein, ſon
dern auch mit Rückſicht auf die gute Verzinſung, die nach menſch-
lichem Ermeſſen unter allen Umſtänden gewährleiſtete Sicherheit
der Kriegsanleihen, für deren Verzinſung und Rückzahlung nicht
nur das Reich mit ſeinen Vermögenswerten, ſondern auch das
deutſche Volk ſelbſt mit ſeinem ganzen Vermögen, mit ſeiner ganzen
Arbeits und Steuerkraft haftet, hat die Stadtgemeinde für die
übrigen ſtädtiſchen Kaſſen und Fonds ihre Zeichnungsbeteiligung
erſt kürzlich noch um 134 Millionen Mark erhöht, die in der vor
erwähnten Zeichnungsſumme mit enthalten ſind. Die Zeichnungs-
friſt iſt bis 6. November, mittags 1 Uhr, verlängert worden. Nichts
wäre verkehrter als in dieſer Stunde aus falſcher Friedenshoff-
nung oder Kleinmut oder bequemer Selbſtberuhigung dem Vater-
lande die nötigen Mittel zum letzten entſcheidenden Kampfe, ſei es
im Felde, ſei es am Verhandlungstiſche, zu verſagen. Je beſſer
das Ergebnis der 9. Kriegsanleihe, deſto mehr ſieht der Feind ein,
daß wir noch nicht niedergebrochen, noch nicht reif für jede Be-
dingung, ſondern gewillt und imſtande ſind, für Ehre und Daſein,
wenn es ſein muß, bis zum letzten zu kämpfen und das Letzte zu
opfern. er alſo Frieden will, der denke an Lloyd George von der
letzten ſilbernen Kugel, mit der er den Krieg gewinnen wollte, und
zeichne!

Schulſchluß infolge der Grippe. Die ſtädtiſche Verwaltung
hat ſich veranlaßt geſehen, den Unterrichtsbetrieb in den ſtädtiſchen
Volks- und Mittelſchulen vorläufig bis 31. Oktober zu ſchließen.
Von den ſtädtiſchen höheren Schulen iſt bis jetzt nur das Reform-
realgymnaſium geſchloſſen worden. An den Schulanſtalten der
Franckeſchen Stiftungen hat bisher der Unterricht voll aufrecht er
halten werden können.

Die Grippe. Mitteilung der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe
für die Stadt Halle a. S. Am 16. Oktober 1918 zählten wir 862
männliche, 1807 weibliche, zuſammen 2169 erwerbsunfähig krank
gemeldete Verſicherte.

Die Zahlen ſind durch Neuerkrankungen und Geſundmeldungen
in folgender Weiſe verändert:

Neu Geſund Beſtand Krankenerkrankungen meldungen an Kranken Zu Ab
m. w. zuſ. m. w. zuſ. m. w. zuſ. gang gang

17. Okt. 89 166 255 28 43 71 923 1430 2353 184
16. 7t 158 229 16 31 47 9738 1557 2535 182
19. 94 165 259 104 130 234 968 1592 2560 25
21. 115 155 270 48 75 123 1035 1672 2706 147
22. 120 170 290 50 80 130 1105 1762 2867 160
23. 87 151 238 70 88 158 1122 1825 2947 80

Daraus ergibt ſich, daß in der Woche vom 17. bis einſchließlich
23. Oktober insgeſamt 1340 Neuerkrankungen 763 Geſundmeldungen
gegenüberſtehen. Die Zahl der Kranken hat ſich alſo in der Woche
um 778 vermehrt.

Am 15., 16., 17. und 18. Oktober hatten wir die ſtärkſten
Krankenzugänge, am 22. die größte Anmeldung der Neuerkrankten.
Am 23. ging die Zahl der Krankenzugänge gegenüber den Vortagenauf die Fiffern vom 7. und 8. zurück. Es macht den Anſchein, als

ob die Epidemie den Höhepunkt erreicht hätte.
außerordentlich hohen Krankenbeſtande von 1122 männlichen und
1825 weiblichen, zuſammen 2947 Verſicherten am 23. Oktober, ver-
ſchwinden die Zahlen des Vorjahres mit

420 männlichen, 455 weiblichen, 875 zuſammen
bei faſt gleicher Mitgliederzahl,

z. 3. 12738 männlichen, 22 431 weiblichen, 35 169 zuſammen.
Danach ſind 8,81 Proz. männliche, 8,23 Proz. weibliche, im

Durchſchnitt 8.38 Proi. der Verſicherten am 23 erwerbsunfäh g.
Sterbefälle an Grippe Lungenentzündung uſw.) wurden ge

zählt in der Woche vom 17. bis 23. 5 männkiche, 7 weibliche, zu
ſammen 12.

Der Preis für Petroleum iſt ab 20. Oktober 1918 auf 45 Pf.
für das Liter feſtgeſetzt worden. Der neue Kleinverkaufspreis gilt
für die ſtädtiſchen Verkaufsſtellen erſt vom 25. Oktober an. Das
Halbliter iſt mit 23 Pf. zu bezahlen. Der Einkauf iſt nur gegen
ſtädtiſche Petroleummarken zuläſſig.

Erhöhung der Preiſe für Petroleum. Während der Groß-
handelspreis für Petroleum bisher 35 M. für 100 Kilogramm be-
trug, wird er ſich jetzt auf 40 M. für 100 Kilogramm belaufen. Der
Kleinhandelspreis iſt auf 45 Pf. für das Liter oder
bei Lieferungen in das Haus des Käufers auf 50 Pf. für das Liter
feſtgeſetzt worden. Bei Lieferungen aus Straßentankwagen beträgt
der Höchſtpreis 40 Pf. für das Liter oder, wenn der gefüllte Tank-
wagen oder Leuchtöl aus ihm vom Ort der Befüllung vom Käufer
abgeholt werden, 37 Pf. für das Liter. Die Preiserhöhung war
infolge der ſtarken Steigerung der Einkaufspreiſe erforderlich.

Salzverteuerung? Wie gemeldet wird, haben die deutſchen
Salinenverbände beim Handelswiniſter einen Antrag auf Preis-
erhöhung eingebracht, da bisher einzig in der Salineninduſtrie jeder
einigermaßen ausreichende Preisausgleich gegenüber den erhöhten

Arbeiterinnen!
könnt ihr nach der Arbeit eure Sachen nähen
und in Ordnung bringen und an allen unent-

könnt ihr abends euer Eſſen wärmen und in
Ruhe verzehren
findet ihr warme Zimmer mit Licht, Zeitungen
und Büchern? Alles dieſes bietet euch unent
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Sonnabends geſchloſſen.

Bekanntmachung.
Am 1. Rovember d. J. wird die 24. MarkenMagdeburger Straße 23 nach seine

Salle, den 21. Oktober 1918. Der Magiſtrat.
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Kkleider- und Kostümstoffe
in Wolle, Seide, Samt- und Sehleterstott

Große Auswahl o Vorteilhafte Preise [507

in Körber H. Eän, Anrer Srahe V.

Gegenüber dem

Umpreßhüte
werden angenommen.

Umarbeiltungen nach neueſten

Große Nuswah neuer

Veloue, Samt und Filzhiite.

Fritz Möſenthin
Burgſtraße I, gegenüber der Burg.

gen. reren be Porleectohang d mindehen.
Sauerkraut einſchneiden. Da in dieſem Winter mit einer

r Belieferung der Städte mit Sauerkohl nicht gerechnet
werden darf, empfehlen wir der Bürgerſchaft dringend, jetzt in den

shaltungen e lbſt n einzuſchneiden. Es
mmen in den nächſten Tagen er größere Mengen Weißkraut

am Markt und allen Gemüſege I zum Verkauf; es wird
empfohlen, dieſe günſtige Gelegenheit zum Einkauf zu benutzen.

Bund zur Erhaltung der Volkskraft. Der Acker Lettin wird
rn nachmittags 2 Uhr, vergeben. Die Kleinpächter dieſes

ckers werden gebeten, ſich mit vier mit ihren Namen verſehenen
Pfählen dort einzufinden.

Neue Männer der land wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft
für die Provinz Sachfen. rn 20 der r rbringen wir hiermit zur öffentlichen Kenntnis, daß wir zum Ver
trauensmann der Sektion Herrn Landwirt Karl Kohnert, Breite
Straße Nr. 10 und als deſſen Stellvertreter Herrn Landwirt Wilh.
Winter, Talſtraße Nr. 6, für die Zeit vom 1. Oktober d. J. bis
30. September 1922 gewählt haben. Der Stadtausſchuß als Sek-
tions Vorſtand.

Noch nicht ermittelt iſt die Perſönlichkeit der am 9. Oktober
1918 am Gimritzer Wehr aus der Saale gelandeten Frauenleiche.Die Leiche befand ſich noch in friſchem en und kann nur
kurze Zeit im Waſſer gelegen haben. Die Verſtorbene war etwa
50--55 Jahre alt, etwa 1,65 Meter groß, hatte graumeliertes Haar
und faſt keine Zähne. Bekleidet war die Leiche mit grauer Bluſe,
innen ſchwarz- und graugeſtreift, blauem Oberrock mit Streifen
und Punkten, blaugemuſtertem Kattunrock, braunem Barchentunter
rock, weißen Barchentbeinkleidern, weißer, geflickter e
jacke, weißem Barchenthemd, ſchwarzen, wollenen Strümpfen, unten
grau angeſtrickt und ſchwarzen, halben Zeugſchuhen mit Riemen.
Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die Leiche nach Halle getrieben wor-
den iſt, und daß die Verſtorbene in einem Orte oberhalb der Saale
wohnhaft geweſen iſt, weswegen um Verbreitung dieſer Notiz in
den Preſſen der Kreiſe Merſeburg, Weißenfels und Naumburg
erwünſcht iſt. Wer über die Tote Auskunft geben kann, wird ge
beten, ſich alsbald bei der Kriminalpolizei, Zimmer 72 oder 78, zu
melden, wo ein Lichtbild der Toten ausliegt.

Achtzehn Hühner geſtohlen. Jn der Nacht zum Mittwoch
wurden aus einem Schrebergarten am Birkenwäldchen 18 Hühner
entwendet. Die Tiere, die einen Wert von etwa 400 M. haben,
wurden an Ort und Stelle abgeſchlachtet.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Freitag, wird das Schauſpiel „Der

Schöpfer“ von Hans Müller gegeben. Sonnabend „Die Roſe von
Stambul“. Sonntag, nachmittag 3 Uhr, Tolksvorſtellung „Der
Strom“, Sonntag, abends 8 Uhr, „Lohengrin“ von Richard Wag-
ner. Montag „Das Dreimäderlhaus“,

Thalia- Theater. Jm Thalia- Theater gelangt am Sonntag,
27. Oktober, abends 75 Uhr, unter der Spielleitung von Eugen
Teuſcher, das Luſtſpiel „Comteſſe Guckerl“ von Schönthan und
KoppelEllfeld zur Aufführung. In den Hauptrollen ſind beſchäf
tigt die Damen Debicke, Grawi, Hartmann, Michael und die Herren
Schur, Wedding, Kriwat, Teuſcher, Schmaus, Jarocki.

Aus der Provinz.
Weißenfels. Zwei Unglücksfälle. Geſtern früh nach

6 Uhr wurde der auf der Strecke beſchäftigte Arbeiter Friedrich
Zink von einem Schnellzug erfaßt und getötet. Am Donnerstag
früh fiel die hieſige Einwohnerin Apolloniag Michaelis, deren Mann
ſich im Felde befindet, von einem Gerüſt der Zuckerfabrik, erlitt
einen Schädelbruch und ſtarb bald darauf.

Nilchkarten. Die Ausgabe der Milchkarten für No-
vember findet von 8—1 Uhr im Fettbureau wie folgt ſtatt: Für
Frauen und Kinder: Donnerstag, 24. Oktober, die Buchſtaben
A--H; Freitag, 25. November, die Buchſtaben J--R; Sonnabend,
26. Oktober, die Buchſtaben S. Für Kranke: ontag, den 28.
und Dienstag, den 29. Oktober. Als Ausweis t die Kartoffel-
karte und die Stammkarte der letzten Milchkarte borzulegen.

Naumburg. Eine ſtädtiſche Bekleidungsſtelle. Die
Verſorgung der Bevölkerung mit Bekleidung und Schuhwerk ge
ſtaltet ſich immer ſchwieriger. Desbalb hat die Stadtverwaltung
zur Erledigung der geſchäftlichen Angelegenheit im Bekleidungs-
weſen eine ſtädtiſche Bekleidungsſtelle errichtet, der beſonders die
Verteilung der Waren der von der Reichsbekleidungsſtelle zuge-
wieſenen Kleidungs und Wäſcheſtücke zur Deckung des dringen
den Bedarfs der ärmeren Bevölkerung obliegt, und das außerdem
die Angelegenheit der Säuglingswäſcheſtelle und der Altkleiderſtelle
bearbeitet. Die ſtädtiſche Bekleidungsſtelle befindet ſich Rathaus,
Zimmer Nr. 1 und hält Sprechſtunden Dienstags, Donnerstags
und Sonnabends von 10—12 Uhr.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Seeſiſche. Sonnabend auf Warenbezugsſchein 17, Abſchnitt 197

jede Perſon Pfund. Es kommt nur Scholle zum Verkauf.
Papier, Taſchen, Netze uſw. mitzubringen Zugelaſſen Nr. 1
bis 8500 und 66 001--74 000 der Lebensmittelſcheine.

Eier. dte idng in der fleiſchlozen Woche. Sonnabend,
vormittags 8--1 Uhr: Nr. 8000--1 der Lebensmittelſcheine
in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für 42 Pfennig.
Die Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale,

Quark. Sonnabend auf Abſchnitt 3 des neuen Einkaufsſcheins
über Molkereierzeugniſſe in den folgenden Stellen: Rincke,
Goetheſtraße 13, Stein, Spitze 3, Berger, Volkmannſtraße a.
Zugelaſſen ſind nur diejenigen, welche bei den Vorgenann
ten zur Kundenliſte angemeldet ſind. Jedes Kind von
6--12 Jahren Pfund für 42 Pf. Die Abſchnitte verlieren
mit dem Tage des Aufrufs ihre Gültigkeit. Nachträglicher
Verkauf kann nicht mehr ſtattfinden.

Kw-Iheater
Sonnabend, 26. Oktober

Anang 7,80 Uhr. Ende 16,30 Uhr
Die Rose von Stambul

Operette von Leo Fall.
Sonntag nachm. Der Str

abends: Lohengrin. e

O Stadtbad. O
Haut. und Haarpflege-Räume,

„FParas. Haarkuren
Kopfwasche, „Fara“-Massagen,
Haarentfettungskur, Kräuter-Be-
handiung. r Ges chts-Krauter-
Dampfbaäder, unsichtvare Haut-
schäirur W gidt Jugendtrische,

dehebt Erschiaffungen, Boseit-
gung von Mltessern, Gries, fotth.,

por ig., Haut, Sommer-

Foemen.
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Fußpfege. Tel. 5843. [1601
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